
duktion und Handel. Noch vor der Abwertung aber erhielt der 
private Sektor erstmals seit Jahren vollen Bilanzanteil, für das 
ganze Jahr teilweise, ausgeliefert. Hervorragend. Aber wie er­
folgt jetzt die Umbewertung dieser Bestände? Eine Frage: Wer 
trägt diese Kosten? Wo kann sich der private Unternehmer hin­
wenden, um diese im volkseigenen Sektor abgewerteten Bestän­
de nun auch abgewertet zu bekommen?

Eine nächste Frage: Maschinen und Ausrüstungen erfordern 
eine Abwertung von 1:4 bis 1:10 in Anlehnung an den Ge­
brauchswert, bei internationalem Vergleich. Die Bankschulden 
für diese Grundmittel gehen aber nur mit 1:2 über die Wäh­
rungsunion. Woher soll die Kreditbildung kommen, und dann 
unter dem Gesichtspunkt der Sonderabschreibung? Danke!

Ich komme zum Schluß. Es ist doch wohl ein Unding, daß die 
Handwerker und Gewerbetreibenden der DDR nach jahrelan­
gem Aderlaß nun auch noch um den Rest ihrer Arbeit betrogen 
werden, daß sie dafür bestraft werden, daß sie die DDR nicht ver­
lassen haben, um in der Bundesrepublik die schnelle Mark zu 
machen.

Meine Damen und Herren, ein guter Schäfer schert seine 
Schafe mit Bedacht und schützt sie vor Unbilden, aber er zieht 
ihnen nicht das Fell über die Ohren, es sei denn, sie sind nun 
überflüssig.

Danke schön.

' (Beifall bei der PDS)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. H ö p p n e r:

Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischenfrage? Das 
soll dann die letzte sein für die Aktuelle Stunde.

Böck (CDU/DA):

Herr Abgeordneter, ich möchte Sie befragen zu einer Aussage, 
die Sie hier nicht mit Worten, sondern mit einer Haltung ge­
macht haben. Sie tragen dort demonstrativ ein Symbol, das wir 
in einer der letzten Beratungen aus diesem Hause verbannt ha­
ben. Sehen Sie in dieser Aussage, die Sie damit treffen, sehen Sie 
darin die Möglichkeit, das, was Sie hier vorgetragen haben, zu 
realisieren, indem Sie die alte Ordnung wieder restaurieren wol­
len?

(Beifall bei CDU/DA)

Dr. Stadermann (PDS):

Herr Abgeordneter, ich lade Sie zu einer Tasse Kaffee ein, da­
mit wir über diese Frage diskutieren können. Ich würde um 
Fachfragen zu dem Vortrag bitten, und vor allem zu den Proble­
men des Handwerkes. Ich halte es durchaus nicht für legitim, 
daß hier versucht wird, die Beantwortung dieser Fragen, die ge­
rade unsere Wähler betreffen, mit solchen Fragen zu unterdrük- 
ken und daß versucht wird, sich vor der Antwort aus der Affäre 
zu ziehen. Weshalb denn diese Fragen? Können wir die nicht 
nach der Währungsunion klären? Können wir denn beide nicht 
bei einer Tasse Kaffee diese Frage beantworten? Hier stehen die 
Fragen der Handwerker und Gewerbetreibenden, und die möch­
ten überleben,

(Beifall bei der PDS) 

und für die habe ich mein Mandat, hier zu stehen, auch.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. H ö p p n e r:

Ich hatte gesagt, daß das die letzte Zwischenfrage für diese Ak­
tuelle Stunde war, und ich möchte dabei auch bleiben.

Aber ich möchte sie jetzt nicht mehr gestatten, die Stunde ist 
nämlich vorbei.

(Zuruf: Schade.)

Ja. Unser Arbeitsprogramm für diesen heutigen Tag ist noch 
reichlich voll. Ich bitte Sie um Verständnis, daß wir an der Stelle 
auch einmal Schluß machen müssen.

(Unruhe im Saal)

Die Aktuelle Stunde ist also beendet. Wir kommen zum näch­
sten Tagesordnungspunkt. Ich rufe auf die Tagesordnungs­
punkte 3 bis 5:

3. Antrag des Ministerrates
6. Strafrechtsänderungsgesetz 
(1. Lesung)
(Drucksache Nr. 69)

4. Antrag des Ministerrates
Verfassungsgesetz zur Änderung und Ergänzung 
des Gerichtsverfassungsgesetzes 
(1. Lesung)
(Drucksache Nr. 70)

5. Antrag des Minsterrates
Verfassungsgesetz zur Änderung und Ergänzung 
des Gesetzes über die Staatsanwaltschaft 
der Deutschen Demokratischen Republik 
(1. Lesung)
(Drucksache Nr. 71)

Wir sind im Präsidium übereingekommen, daß wir diese drei 
Gesetze zusammen einführen lassen und dann auch zusammen 
diskutieren. Ich bitte den Minister der Justiz, die Einführung zu 
geben.

Prof. Dr. Wünsche, Minister der Justiz:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren Abgeordnete! Aus 
dem Staatsvertrag über die Schaffung einer Wirtschafts-, Wäh- 
rungs- und Sozialunion zwischen der Deutschen Demokrati­
schen Republik und der Bundesrepulik Deutschland ergeben 
sich eine Vielzahl gesetzgeberischer Konsequenzen zur Anpas­
sung bisher geltenden Rechts der DDR an die mit dem Vertrags­
werk angestrebten Veränderungen.

Ihnen liegen heute mehrere Gesetzentwürfe vor, die wichtige 
Bereiche der Rechtspflege betreffen und die ebenso auf deren 
Neuordnung gerichtet sind wie die vom Hohen Haus bereits in 
1. Lesung behandelten Gesetze, wie z. B. das Richtergesetz oder 
die Novelle zum Gesetz über die Zuständigkeit und das Verfah­
ren der Gerichte bei der Nachprüfung von Verwaltungsentschei­
den.

Die auf der heutigen Tagesordnung stehenden Entwürfe be­
rücksichtigen nicht nur die unmittelbar aus der Errichtung der 
Wirtschafts-, Währungs- und Sozialunion erwachsenen Rege­
lungserfordernisse, sondern enthalten, was häufig ja nicht ge­
trennt werden kann, auch Änderungen, die sich aus dem seit 
Herbst letzten Jahres vollzogenen gesellschaftlichen Umbruch 
ergeben. Dem alten System verhaftete Regelungen, die auch 
krasse Deformationen in der Justiz ermöglichten oder bewirk­
ten, sollen beseitigt und die Grundlagen sowie der Schutz der 
entstehenden freiheitlich-demokratischen Ordnung ausgebaut 
werden.

Verehrte Abgeordnete! Mit dem 6.Strafrechtsänderungsge­
setz soll ein erster, aber zugleich wesentlicher Schritt zur not­
wendigen Reform des Strafrechts der DDR gegangen werden. 
Gegenüber dem am Ende der vergangenen Legislaturperiode 
der Volkskammer vorgelegten 1. Entwurf stellt die heute zur Be­
ratung anstehende Gesetzesnovelle eine bedeutende und viel­
seitige Weiterentwicklung dar. Durch das 6. Strafrechtsände­
rungsgesetz soll nicht nur das Strafgesetzbuch der DDR in wich­
tigen Teilen geändert und ergänzt werden. Vorgesehen sind zu-

423

(Unverständlicher Zuruf)


